
Wachstums der deutsch-sowjetischen Handelsbeziehun­
gen und der Stärkung des freundschaftlichen Verhält­
nisses zwischen beiden Ländern sechs Konsuln der 
UdSSR als Leitern der neuerrichteten Konsularbezirke 
mit dem Sitz in Frankfurt, Erfurt, Leipzig, Magdeburg, 
Karl-Marx-Stadt und Rostock das Exequatur erteilt.

*
Der Anzahl wie ihrer Bedeutung nach standen im 

Vordergründe der gesetzgeberischen Tätigkeit des 
IV. Quartals 1954 Maßnahmen zur organisatorischen 
Vereinfachung und sachlichen Verbesserung des Ab­
laufs der volkseigenen Wirtschaft, und zwar sowohl 
der Produktion als auch des Handels. Von größter Be­
deutung für den gesamten Produktionsapparat ist die 
auf den Beschlüssen des 21. Plenums des ZK der Sozia­
listischen Einheitspartei Deutschlands basierende 
Bekanntmachung des Beschlusses über die Ver­
einfachung der Planung in der volkseigenen Industrie 
vom 16. Dezember 1954 (GBl. S. 947). Es ist nicht zu­
viel gesagt, wenn man diesen Beschluß als die Ein­
leitung einer neuen Periode in der Methodik unserer 
Planung kennzeichnet. In der vergangenen Epoche han­
delte es sich vor allem darum, das Prinzip der Planung 
an sich durchzusetzen und sowohl :m Bewußtsein der 
Menschen wie auch in der Realität zum herrschenden 
Faktor des Produktionsgeschehens zu machen — und 
diese Notwendigkeit bedingte eine straffe, zentrale Len­
kung der Planung, die zu komplizierten, umfangreichen 
und die besonderen Verhältnisse der einzelnen Betriebe 
nicht genügend berücksichtigenden Betriebsplänen 
führte. Jenes Ziel ist nunmehr erreicht, und gleich­
zeitig sind auch die Planungskader in den Betrieben 
herangewachsen, die es gestatten, zu einem einfachen 
und übersichtlichen System der Planung überzugehen, 
das die eigene Verantwortlichkeit der Betriebe für die 
„Feinplariung“ beträchtlich erhöht und damit den 
Werktätigen neue Impulse für den Kampf um die Plan­
erfüllung gibt. Der Kern der Neuregelung liegt darin, 
daß auf zentraler Ebene die Produktion nur noch für 
die volkswirtschaftlich wichtigsten Erzeugnisse fest­
gelegt wird, und zwar dergestalt, daß die Betriebe ihre 
staatlichen Aufgaben auf der Grundlage einer verein­
fachten, d. h. weniger ins Detail gehenden Nomenklatur 
der Warenpositionen erhalten, die Spezifizierung und 
Detaillierung der Produktion hingegen durch die Be­
triebe selbst im Wege einer „operativen Quartals­
planung“ zu erfolgen hat, durch die eine „lebendige 
Verbindung der Betriebsplanung mit dem tatsächlichen 
Geschehen in der Wirtschaft“ erreicht wird. Es liegt 
auf der Hand, daß diese Neuordnung eine unerhörte 
Steigerung der Bedeutung des Vertragssystems — als 
Faktors zur Verhinderung einer nichtbedarfsgerechten 
Produktion — mit sich bringt; deshalb ist es sehr ver­
ständlich, wenn der Beschluß erklärt, daß die neue Me­
thode der Planung „zugleich die konsequente Durch­
setzung der Bestimmungen über das Allgemeine Ver­
tragssystem“ erfordert. „Die bisherige Vernachlässi­
gung dieser Bestimmungen auf vielen Gebieten kann 
nicht weiter geduldet werden.“ Damit wird die Wichtig­
keit der in der letzten Nummer der „Neuen Justiz“1) 
veröffentlichten Polemik von H e l m b r e c h t  gegen 
die von Werner G e n t z 2) befürwortete Verwässerung 
des Vertragssystems von maßgeblichster Seite unter­
strichen.

Wenn der hier besprochene Beschluß, wie seine 
Präambel sagt, letzten Endes der Steigerung der Ar­
beitsproduktivität und der Senkung der Selbstkosten 
mit den Mitteln der Planung dient, so verfolgt das 
gleiche Ziel mit den Mitteln der Normung und Stan­
dardisierung die Verordnung über die Einführung 
Staatlicher Standards und Durchführung der Standardi­
sierungsarbeiten in der Deutschen Demokratischen 
Republik vom 30. September 1954 (GBl. S. 821). Die 
Verordnung schafft im Interesse der Qualitätssteige­
rung, der erhöhten Einheitlichkeit und Austauschbar­
keit der Produkte und der Einschränkung der „oft un­
begründeten Vielzahl ähnlicher Erzeugnisse und ihrer 
Einzelteile“, insgesamt also zum Zwecke der Ersparnis 
von Material und Arbeit, die Einrichtung des „Staat- * *)

1) NJ 1955 S. 199.
*) „Die Bedeutung der Schriftform im Vertragssystem“, NJ 

1955 S. 80.

liehen Standards“ und versteht darunter r e c h t s v e r ­
b i n d l i c h e  technische Vorschriften für die Produk­
tion und Zirkulation der betroffenen Erzeugnisse. 
Staatliche Standards werden dementsprechend wie an­
dere gesetzgeberische Maßnahmen beschlossen und ver­
kündet (und zwar im Zentralblatt, jetzt Gesetzblatt 
Teil II); sie tragen die Kurzbezeichnung TGL = 
Technische Normen, Gütevorschriften und Lieferbedin­
gungen, womit zugleich die Reichweite des neuen Be­
griffs gekennzeichnet wird. Als die für die Durchführung 
aller Aufgaben auf diesem Gebiet verantwortliche Zen­
tralbehörde schafft die VO das der Staatlichen Plan­
kommission unterstehende „Amt für Standardisierung“ 
mit dem Sitz in Berlin, dessen Hilfsorgane in den 
Volkseigenen Betrieben, zentralen Konstruktionsbüros 
und Forschungsanstalten die „Werknormenbüros“ bzw. 
die „Beauftragten für Normung“ sein werden.

Auf ähnlichem Gebiet bewegt sich die umfangreiche 
Verordnung über die Durchführung der Gütekontrolle 
und Verbesserung der Qualität der industriellen Er­
zeugnisse in den Betrieben des Ministeriums für Ma­
schinenbau vom 30. September 1954 (GBl. S. 867). 
Die VO baut in den Betrieben einen umfassenden, 
im Dienste der Qualitätsverbesserung stehenden Güte- 
kontrollapparat auf, der auf unterster Ebene mit dem 
„Selbstprüfer“ beginnt und über die Gütekontrolleure, 
den Gütekontrollmeister und den Gütekontrollingenieur 
bei dem zum engeren Leitungskollektiv des Be­
triebes gehörenden und unmittelbar dem Werkleiter 
unterstellten Leiter der Gütekontrolle endet. Diese 
Unterstellung verhindert jedoch nicht, daß der Leiter 
der Gütekontrolle „in allen Fragen der Entscheidung 
über die Güte eines zur Verarbeitung kommenden 
Materials oder jeglichen Erzeugnisses unabhängig 
von Weisungen jeder Art des Betriebes“ ist; er 
trägt die volle Verantwortung für die gute Qualität 
der Produktion und hat gegen jeden Verstoß gegen die 
Gütebestimmungen Einspruch zu erheben — im Streit­
fälle entscheidet die übergeordnete Hauptverwaltung. 
Dieser besonderen Stellung im Betrieb, die mit der 
des Oberbuchhalters gewisse Ähnlichkeiten aufweist, 
entspricht es auch, daß der Leiter der Gütekontrolle 
nur im Einverständnis mit dem Minister von seiner 
Funktion abberufen werden kann. — Die VO ist übri­
gens insofern von zivilrechtlichem Interesse, als sie ein­
gehende Bestimmungen nicht nur über die interne 
„Werksabnahme“, sondern auch über die Formen und 
den Inhalt der Abnahme durch den Besteller enthält 
und damit die Bestimmungen des BGB über die Ab­
nahme beim Werkvertrag ergänzt.

Eine neuartige Form der Materialerfassung auf einem 
bestimmten Gebiet wird durch die Dritte Durchfüh­
rungsbestimmung zur Verordnung über Maßnahmen 
zur Sicherung des Schrottaufkommens — Schrott­
erklärung — vom 20. Oktober 1954 (GBl. S. 860) ein­
geführt. Unter „Schrotterklärung“ ist die schriftliche 
und mittels fristgerechten Einspruchs in zwei Instanzen 
anfechtbare Entscheidung des Schrottbeauftragten zu 
verstehen, daß bestimmte „Maschinen, Maschinenteile, 
Betriebseinrichtungen oder Teile von ihnen, Warenvor­
räte und sonstige Gegenstände“ eines Betriebes zu ver­
schrotten sind. An der DB interessiert besonders das 
auch sonst in letzter Zeit immer stärker hervortretende 
Streben nach Festigung der Gesetzlichkeit und Er­
höhung der Rechtsgarantien; so wird nicht nur den zu­
lässigen Rechtsmitteln hemmende Wirkung beigelegt, 
sondern auch ausdrücklich bestimmt, daß die Rechts­
mittelfristen nicht zu laufen beginnen, wenn die 
Schrotterklärung oder die Entscheidung der zweiten 
Instanz keine Rechtsmittelbelehrung enthält.

Wie bei der Besprechung dei VO über die Einführung 
staatlicher Standards berichtet wurde, gelten als Staat­
liche Standards nunmehr auch die für verbindlich er­
klärten Allgemeinen Lieferbedingungen für Waren­
lieferungen in der volkseigenen und gleichgestellten 
Wirtschaft. Während der Berichtsperiode wurden solche 
Lieferbedingungen durch die Anordnung über die All­
gemeinen Lieferbedingungen für die volkseigene papier­
erzeugende Industrie vom 15. September 1954 (ZB1. 
S. 471) und durch die Anordnung über die Allgemeinen 
Lieferbedingungen für die volkseigene und die ihr 
gleichgestellte grafische Industrie vom gleichen Tage 
(ZB1. S. 474) veröffentlicht. Die mit beiden Anordnun-
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